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Ein Neuanfang in den Amerikas. Zur 
Lateinamerikapolitik der Regierung 
Obama
Detlef Nolte und Christina Stolte
Vom 17. bis. 19. April fand in Trinidad und Tobago der 5. Gipfel der Amerikas statt . 
Aufgrund der Teilnahme des neuen US-Präsidenten Barack Obama gab das Gipfeltreff en 
auch Hinweise auf die zukünft ige Lateinamerikapolitik der US-Regierung und diente als 
ein erstes Stimmungsbarometer der US-Lateinamerika-Beziehungen. Bereits im Vorfeld 
des Gipfeltreff ens war es zu interessanten Entwicklungen in der Politik der USA gegen-
über Kuba gekommen. Obwohl Kuba nicht oﬃ  ziell auf der Agenda stand, beherrschte das 
Thema das Gipfeltreff en. 
Analyse:
Auf symbolischer Ebene wurden in Trinidad und Tobago grundlegende Veränderungen 
deutlich. Obama sprach off en heikle Themen und mögliche Lösungen für gemeinsame 
Probleme mit den lateinamerikanischen Regierungen an. Das Gipfeltreff en hat ohne 
Zweifel zu einer Verbesserung des Gesprächsklimas zwischen den USA und den latein-
amerikanischen Nachbarn beigetragen. Der neue US-Präsident hat große Erwartungen ge-
weckt, nun bleibt abzuwarten, ob diese zukünft ig auch erfüllt werden. Dies hängt nicht al-
lein von Obama ab, sondern auch von anderen Akteuren – wie der kubanischen Regierung 
oder dem US-Kongress. Die Gipfeleuphorie könnte somit schon bald wieder abklingen.
Lateinamerika hat in den vergangenen Jahren an ökonomischer Stärke und politischer 
Unabhängigkeit gewonnen und tritt  den USA wesentlich selbstbewusster gegenüber. 
Die neue US-Regierung hat auf diese Entwicklung reagiert und bietet der Region eine 
Partnerschaft  auf Augenhöhe an.
Es wurden Schritt e hin zu einer gemeinsamen Problemsicht und gemeinsamen 
Lösungsansätzen eingeleitet. 
Bereits im Vorfeld des Gipfels hatt e die Regierung Obama klare Zeichen gesetzt, indem 
sie verschiedene in der Bush-Ära gegenüber Kuba verhängte Sanktionen zurücknahm 
und so ein Wahlversprechen einlöste. 
Brasilien hat sich zum Hauptansprechpartner der US-Regierung in Lateinamerika 
entwickelt. Der südamerikanische Staat wird dadurch gegenüber den traditio-
nellen US-Partnern Mexiko und Kolumbien aufgewertet und in seinem regionalen 
Führungsanspruch gestärkt. 
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„Cambio o Muerte“ – Das Gipfeltreffen als 
Stimmungsbarometer
Zwischen dem 17. und 19. April 2009 kamen die la-
teinamerikanischen und karibischen Staaten bereits 
zum fünften Mal mit den USA und Kanada zu einem 
kontinentalen Treffen zusammen. Nachdem der 
letzte Gipfel der Amerikas, der 2005 in Mar del Plata 
(Argentinien) stattfand, von Protestkundgebungen 
gegen Präsident Bush und heftiger Kritik an den 
USA von Seiten Hugo Chávez’ und des argenti-
nischen Präsidenten Nestór Kirchner geprägt war, 
erwartete man das diesjährige Gipfeltreffen nicht 
zuletzt wegen des Regierungswechsels in den USA 
mit großer Spannung. 
Zwar waren die für den Gipfel ausgewählten 
Themen „Wohlstand, Energiesicherheit und ökolo-
gische Nachhaltigkeit“ möglichst allgemein gehal-
ten worden, doch bereits im Vorfeld des Treffens 
entwickelte sich eine informelle Gipfelagenda, die 
weitaus mehr Konfliktpotenzial besaß. So gab es 
Befürchtungen, dass der Streit über die Kubapolitik 
der USA die Zusammenkunft überschatten würde, 
nachdem einige lateinamerikanische Präsidenten 
erklärt hatten, das Embargo gegen Kuba und den 
seit 1962 währenden Ausschluss des Inselstaates 
aus der Organisation der Amerikanischen Staaten 
(OAS) zum Thema machen zu wollen. Zudem 
war unklar, wie die Mitgliedstaaten des linken 
Integrationsbündnisses Alternativa Bolivariana pa-
ra las Américas (ALBA)1 dem neuen US-Präsidenten 
gegenübertreten würden. Sie hatten ihre Positionen 
gegenüber den USA bereits einen Tag vor dem 
Gipfel auf einem außerordentlichen Treffen koordi-
niert und angekündigt, die Abschlusserklärung des 
Gipfeltreffens nicht unterzeichnen zu wollen. Das er-
ste Stimmungsbarometer für die Beziehungen zwi-
schen der neuen US-Regierung und Lateinamerika, 
als das der Gipfel der Amerikas dienen sollte, schien 
vor diesem Hintergrund auf Streit zu stehen. 
Allen Befürchtungen zum Trotz wurde das 
Gipfeltreffen jedoch zu einem Erfolg. Das offen-
sichtliche Bestreben Barack Obamas um eine Ver-
besserung der Beziehungen zu Lateinamerika und 
seine kritische Reflexion, die Versprechungen von 
Partnerschaft seien in der Vergangenheit nicht immer 
eingelöst worden, wurden von allen teilnehmenden 
Staaten positiv aufgenommen. Im Vergleich zur 
Vorgängerregierung schlägt die Regierung Obama 
1 Mitglieder�� �e�e��el��� ������ ��li�ie��� �i��r�g���� ���d�r���� ���i�i����       
St. �i��e�t ��d die Gre��di�e�.
einen grundlegend anderen Ton gegenüber den süd-
lichen Nachbarstaaten an. So hat Obama den latein-
amerikanischen und karibischen Staaten eine Politik 
des gegenseitigen „Respekts und Zuhörens“ sowie 
eine „Partnerschaft auf Augenhöhe“ angeboten.
Vor diesem Hintergrund zeigten sich sogar die 
US-kritischen ALBA-Staaten um Präsident Hugo 
Chávez offen für eine Annäherung. Der venezo-
lanische Regierungschef, seinem US-Kollegen in 
Sachen Selbstinszenierung in nichts nachstehend, 
bot dem neuen Präsidenten mit den Worten „I want 
to be your friend“ öffentlichkeitswirksam seine 
Freundschaft an und überreichte ihm ein mit einer 
persönlichen Widmung versehenes Exemplar des 
Buches „Die offenen Adern Lateinamerikas“ von 
Eduardo Galeano, ein Klassiker der lateinameri-
kanischen Linken. Mit der Ernennung eines neuen 
Botschafters für die USA, dessen Amtsvorgänger er 
im September 2008 in einem Streit mit der Regierung 
Bush abgezogen hatte, bekräftigte er sein Angebot 
zum Neuanfang. 
Zwar brachten die ALBA-Staaten wie ange-
kündigt das Thema der US-Sanktionen gegen-
über Kuba zur Sprache, doch durch die Erklärung 
Obamas gleich zu Beginn des Gipfeltreffens, für 
Gespräche mit der kubanischen Regierung offen zu 
sein, nahm die neue US-Regierung ihren Kritikern 
den Wind aus den Segeln. Durch die Entscheidung 
der Gipfelteilnehmer, die Abschlusserklärung des 
Gipfeltreffens nur durch den Gastgeberstaat Trinidad 
und Tobago unterzeichnen zu lassen, konnte auch 
ein Eklat am Ende des Treffens vermieden werden, 
der sich durch die vorab angekündigte Weigerung 
der ALBA-Mitglieder die Gipfelerklärung anzuneh-
men, hätte ergeben können. 
Um die Klimaverbesserung in den Beziehungen 
zwischen den USA und Lateinamerika richtig ein-
ordnen zu können, ist es sinnvoll noch einmal auf 
die Bush-Ära zurückzublicken. 
Das politische Vermächtnis der Regierung Bush
Obgleich Präsident George W. Bush zu Beginn 
seiner ersten Amtszeit große Erwartungen in 
Lateinamerika – vor allem in Mexiko – geweckt hat-
te, ist es während seiner Präsidentschaft zu einer 
wachsenden Entfremdung zwischen den Nachbarn 
gekommen, und die USA verloren an Einfluss in 
Lateinamerika. Hatten beim Amtsantritt Bushs nach 
den Umfragedaten des Latinobarómetro noch 73 
Prozent der Lateinamerikaner eine positive Meinung 
-  -GIGA Focus Lateinamerika 4/009
über die USA, so ging dieser Anteil bis 2008 auf 58 
Prozent zurück. 
Das nachlassende US-Engagement in Latein-
amerika infolge des Terroranschlags vom 11. 
September 2001 erweiterte den außenpolitischen 
Handlungsspielraum vieler lateinamerikanischer 
Staaten, indem es ihnen die Möglichkeit eröff-
nete, die Beziehungen zu anderen internationalen 
Akteuren, wie etwa China und Russland, zu vertie-
fen und so ihre Außenbeziehungen zu diversifizie-
ren. In den acht Jahren der Bush-Administration ha-
ben die lateinamerikanischen Staaten zudem meh-
rere regionale und subregionale Foren geschaffen, 
von denen die USA ausgeschlossen blieben. Einige 
der Projekte richten sich sogar explizit gegen die 
Hegemonialmacht. So versteht sich beispielswei-
se die 2004 von Venezuela und Kuba gegründete 
ALBA als Gegenmodell zum gesamtamerikanischen 
Freihandelsprojekt Área de Libre Comercio de las 
Américas (ALCA) der Vereinigten Staaten. Das en-
ergiepolitische Kooperationsprojekt Petroamérica 
des venezolanischen Präsidenten gründet auf der 
Vision eines geopolitischen Gegenpols zu den USA 
und auch die von Chávez angestoßene Gründung 
regionaler Finanzinstitutionen wie der Banco del 
Sur oder der Banco del ALBA sind als Alternativen 
zu den von den USA dominierten internationalen 
Finanzinstitutionen zu verstehen. 
Brasilien hat in den vergangenen Jahren ebenfalls 
mehrere Integrationsinitiativen gestartet, die die USA 
bewusst außen vor lassen. Neben dem bereits seit 
1991 bestehenden Wirtschaftsbündnis MERCOSUR, 
dem Argentinien, Brasilien, Paraguay, Uruguay und 
Venezuela angehören,2 hat Brasilien mit der Gründung 
der Unión de Naciones Suramericanas (UNASUR) 
2008 auch einen politischen Zusammenschluss der 
südamerikanischen Staaten geschaffen. UNASUR 
legte den Schwerpunkt zunächst vor allem auf 
Energie- und Infrastrukturprojekte zur Verbesserung 
der physischen Integration des südamerikanischen 
Kontinents. Seit März 2009 verfügt sie auch über ei-    
nen gemeinsamen Verteidigungsrat, der Konflikten 
in der Region durch sicherheitspolitische Kooperation 
vorbeugen soll. 
Als Veranstalter von gleich vier Gipfeltreffen 
im Dezember 2008, zu denen die USA nicht ge-
laden waren, demonstrierte Brasilien erneut sei-
nen Führungsanspruch in der Region. Neben dem 
2 �e�e��el� w�rde �ereit� 2006 �l� ��ll�itglied i� de� MERCOSUR ��fge-
nommen. Eine Ratifizierung durch die Parlamente in den Mitgliedsstaaten 
Brasilien und Paraguay steht jedoch noch aus. Als assoziierte Mitglieder 
des Handelsbündnisses gelten Chile, Bolivien und Peru.
Gipfeltreffen der UNASUR, des MERCOSUR und 
der Rio-Gruppe stand auch ein Treffen aller la-
teinamerikanischen und karibischen Staaten auf 
der Tagesordnung. Obwohl der Megagipfel letzt-
lich keine substanziellen Fortschritte für die re-
gionale Integration brachte, entfaltete das zwei-
tägige Programm angesichts des anstehenden 
Regierungswechsels in den USA eine beachtliche 
Außenwirkung. So wurde die Wiederaufnahme 
Kubas in die Rio-Gruppe und die von allen 
Staatschefs unterstützte Forderung an die USA, 
den Inselstaat wieder in die OAS aufzunehmen, als 
Zeichen einer neuen lateinamerikanischen Einheit 
gegenüber den USA gewertet. 
Ausdruck des neuen lateinamerikanischen 
Protagonismus ist ebenfalls die wiederholt vorge-
brachte Forderung an die USA und Europa, ak-
tiv an der Neugestaltung des Weltfinanzsystems 
beteiligt zu werden. Die lateinamerikanischen 
Regierungschefs, die bereits seit einigen Jahren 
Kritik am Modell des „ungezügelten Kapitalismus“ 
üben, sind nicht nur verärgert über die extern 
verursachte Wirtschaftskrise, durch die die po-
sitiven Entwicklungen im Außenhandel und die 
Fortschritte in der Armutsbekämpfung der letzten 
Jahre bedroht sind. Sie fühlen sich auch bestärkt 
in ihrem (von den USA in der Vergangenheit kriti-
sierten) Kurs, dem Staat eine zentrale Rolle in der 
Regulierung der Wirtschaft zuzuweisen. 
Anzumerken bleibt, dass die USA für viele 
Staaten Lateinamerikas – dies gilt vor allem für 
Zentralamerika und Mexiko – weiterhin der wich-
tigste Absatzmarkt sind. Aber umgekehrt ist 
Lateinamerika für die USA ebenfalls ein wichtiger 
Markt. Rund ein Fünftel der Exporte und Importe 
der USA entfielen 2008 auf Lateinamerika.  
Tabelle 1: Anteil Lateinamerikas und der NAFTA 
an US-amerikanischen Ex- und Importen (in %)
Quelle: <http://dataweb.usitc.gov/scripts/Regions.asp>.
2004 2005 2006 2007 2008
Importe aus
Lateinamerika 17,3 17,5 17,9 17,7 17,9
   nur Mexiko 10,6 10,2 10,7 10,8 10,3
NAFTA
(Kanada/Mexiko) 28,0 27,4 27,0 26,8 26,3
Exporte nach
Lateinamerika 21,1 21,2 21,5 21,0 22,3
   nur Mexiko 13,6 13,3 12,9 11,7 11,7
NAFTA
(Kanada/Mexiko) 36,5 36,6 35,1 33,1 31,7
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Neues Selbstbewusstsein gegenüber der 
Supermacht
Auch auf bilateraler Ebene treten die lateinameri-
kanischen Staaten den USA selbstbewusster denn 
je entgegen. Im US-amerikanischen „Hinterhof“, 
haben sich während der Regierungszeit Bushs 
große Veränderungen vollzogen. So haben in der 
Mehrzahl der Staaten linksgerichtete Präsidenten 
die Regierungsverantwortung übernommen, die 
– politisch und ökonomisch durch die hohen 
Rohstoffpreise der vergangenen Jahre gestärkt – of-
fen Kritik an der US-Politik üben. 
Markantestes Beispiel dieser Entwicklung ist 
Venezuela, das sich in den acht Jahren der Bush-
Regierung von einem traditionellen Partner zum 
Hauptkontrahenten Washingtons in der Region 
gewandelt hat. Der venezolanische Regierungschef 
Hugo Chávez – überzeugt von der Beihilfe der USA 
beim Putschversuch der venezolanischen Opposition 
im April 2002 – bezeichnete den US-Präsidenten 
George W. Bush vor der UN-Vollversammlung 2006 
als „Teufel höchstpersönlich“ und schmiedete seit-
her sowohl innerhalb als auch außerhalb der Region 
antiamerikanische Allianzen. Während er auf regio-
naler Ebene gemeinsam mit Fidel Castro die Achse 
Caracas-Havanna etablierte und so den von den USA 
sanktionierten Inselstaat Kuba zu seinem engsten 
außenpolitischen Partner machte, hat Chávez auch 
auf internationaler Ebene Bande mit Pariastaaten 
wie dem Iran, Syrien und Weißrussland geknüpft. 
Zwar stellt die dezidiert gegen die USA gerich-
tete Außenpolitik Venezuelas ein extremes Beispiel 
der Verschlechterung der Beziehungen zwischen 
den USA und Lateinamerika dar, doch auch in an-
deren Ländern der Region hatten die USA in den 
letzten Jahren einen schweren Stand. Scharfe Kritik 
schlug ihnen vor allem aus den Mitgliedstaaten der 
von Chávez angeführten ALBA sowie den ALBA-
nahen Staaten Ecuador und Argentinien entgegen. 
Nach der Ausweisung der US-Botschafter durch 
Bolivien und Venezuela im Herbst 2008 und der 
Entscheidung der ecuadorianischen Regierung, den 
in diesem Jahr auslaufenden Vertrag über die US-
Luftwaffenbasis in Manta nicht zu verlängern, wa-
ren auch die Beziehungen zu diesen Ländern auf 
einem Tiefpunkt angelangt. 
Alle drei Staaten werfen den USA vor, sich in 
interne Angelegenheiten ihrer Länder eingemischt 
zu haben. Venezuela und Bolivien beschuldigen 
den nördlichen Hegemon, Proteste der Opposition 
in beiden Staaten unterstützt zu haben und an 
Verschwörungen gegen ihre Regierungen beteiligt 
gewesen zu sein. 
Etwas getrübt scheinen auch die Beziehungen 
zwischen den USA und ihren engsten Verbündeten 
in der Region. Wenngleich keine radikalen Brüche 
in dem Verhältnis Mexikos und Kolumbiens zu den 
USA zu erwarten sind, hat sich in den letzten Wochen 
und Monaten dennoch eine gewisse Ernüchterung 
bezüglich der Partnerschaft eingestellt. So verstörte 
die neue US-Administration Mexiko durch interne 
Diskussionen über den eskalierenden Drogenkrieg 
im Nachbarland, angesichts dessen vor einer 
Entwicklung Mexikos zu einem „gescheiterten 
Staat“ (failed state) gewarnt wurde. Kolumbien 
zeigte sich ebenfalls enttäuscht über die Behandlung 
durch die USA, die ein bereits 2006 geschlossenes 
Freihandelsabkommen aufgrund der schweren 
Menschenrechtsverletzungen im Andenstaat nicht 
in Kraft setzen. 
Schwerpunkte der USA in Lateinamerika
Im Vorfeld des Gipfeltreffens in Trinidad und Tobago 
rückte Lateinamerika zunehmend auf die außen-
politische Agenda der Obama-Administration, 
die eine rege Besuchsdiplomatie entwickelte. US-
Vizepräsident Biden brach Ende März zu einer 
Lateinamerikareise auf, die ihn zunächst nach 
Chile führte, wo er am Treffen der „progressiven“ 
Staatschefs aus Chile, Argentinien, Brasilien und 
Uruguay teilnahm. Auf dem Rückweg traf er am 
29./30. März 2009 in Costa Rica mit den zentralame-
rikanischen Präsidenten zusammen. Hier dämpfte 
Biden zu große Erwartungen an die neue Regierung: 
Zunächst müsse sich die US-Ökonomie erholen, da-
nach könne auch Zentralamerika davon profitieren. 
In Fragen der Migration und der Deportationen 
seien keine Zugeständnisse zu erwarten. 
Vor dem Hintergrund der wirtschaftlichen Krise in 
den USA und des außenpolitischen Scherbenhaufens, 
den die Bush-Administration hinterlassen hat, hatte 
niemand erwartet, dass Lateinamerika zu den au-
ßenpolitischen Prioritäten der Regierung Obama 
gehören würde. Im Wahlkampf hatte sich Obama 
nur sporadisch zu Lateinamerika geäußert, indem 
er insbesondere auf die Versäumnisse von Präsident 
Bush verwies. Dennoch waren bereits Konturen 
einer zukünftigen Lateinamerikapolitik – etwa ge-
genüber Kuba (s.u.) – erkennbar, die nachfolgend 
überraschend schnell und konsequent in die Praxis 
umgesetzt wurden. 
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Die thematischen und geographischen Schwer-
punkte der neuen US-Lateinamerikapolitik decken 
sich weitgehend mit den Empfehlungen, die ver-
schiedene politische Think Tanks, wie die Heritage 
Foundation, der Council on Hemispheric Affairs 
(COHA), die Brookings Institution und der Inter-
American Dialogue im Hinblick auf eine zukünf-
tige Lateinamerikapolitik ausgesprochen hatten. So 
akzeptiert die Regierung Obama Lateinamerika als 
eigenständigeren und selbstbewussteren Partner 
und legt, wie von vielen politischen Beobachtern 
angemahnt, eine differenziertere Sichtweise auf 
Lateinamerika und dessen (außen-)politisch und wirt-
schaftlich höchst unterschiedliche Subregionen an 
den Tag. Dies demonstrierte Obama durch separate 
Treffen mit den subregionalen Zusammenschlüssen 
UNASUR, Caribbean Community and Common 
Market (CARICOM) und dem Zentralamerikanischen 
Integrationssystem (SICA) während des Gipfels der 
Amerikanischen Staaten. 
Als wichtigste Politikfelder in den Beziehungen 
zwischen den USA und Lateinamerika werden der 
Drogenhandel, die Migration und die Energiepolitik 
identifiziert. Die Freihandelspolitik der Regierung 
Bush gegenüber Lateinamerika soll zwar auch unter 
Obama fortgesetzt werden, in den Handelsabkommen 
sollen jedoch zukünftig Aspekte des Umweltschutzes 
stärker berücksichtigt werden. Die neue US-
Regierung plant zudem eine Energiepartnerschaft 
mit Lateinamerika, in deren Rahmen erneuerbare 
Energieträger gefördert werden sollen. 
Dem Nachbarstaat Mexiko kommt hohe Priorität 
auf der außenpolitischen Agenda gegenüber 
Lateinamerika zu, da dessen Auseinandersetzungen 
mit den Drogenkartellen als sicherheitspolitische 
Herausforderung für die USA wahrgenommen 
werden. Dies zeigen nicht zuletzt die Besuche 
durch den US-Justizminister und die Ministerin 
für Homeland Security sowie die Stippvisite 
der US-Außenministerin Hillary Clinton am 25. 
März 2009. Die Außenministerin räumte bei ih-
rem Besuch erstmals ein, dass der mexikanische 
Drogenkrieg ein gemeinsames Problem darstelle, 
da die USA der Hauptabnehmer der Drogen und 
der Hauptlieferant der Waffen für die Drogenmafia 
seien. Auf seinem Weg zum Gipfeltreffen legte 
Obama ebenfalls einen Stopp in Mexiko ein. Dabei 
standen erneut die Bekämpfung des Drogenhandels 
und das Thema der Grenzsicherung bzw. der illega-
len Einwanderung in die USA im Mittelpunkt der 
Gespräche. Kurz vor der Abreise hatte die Regierung 
Obama einen Sonderbeauftragten (border czar) für 
die Koordination der Maßnahmen zur Bekämpfung 
des Drogenhandels, illegaler Grenzübertritte und 
des Waffenhandels in der Grenzregion ernannt. 
Als ein weiterer Problemstaat wird aufgrund 
der akuten wirtschaftlichen und sozialen Krise 
Haiti identifiziert. Es war insofern kein Zufall, 
dass Außenministerin Clinton bei ihrer Reise zum 
Gipfeltreffen einen Zwischenstopp in Port-au-
Prince einlegte, nachdem kurz zuvor in den USA 
eine internationale Geberkonferenz für Haiti statt-
gefunden hatte.
Gegenüber Hugo Chávez wird eine Politik der 
Nicht-Konfrontation und der Einhegung mittels ei-
ner stärkeren Kooperation mit anderen lateinameri-
kanischen Regierungen verfolgt. Hierbei wird den 
Beziehungen zur aufstrebenden Führungsmacht 
Brasilien eine zentrale Bedeutung zugeschrieben. 
In der Kubapolitik der Regierung Obama wer-
den die größten Veränderungen gegenüber der 
Vorgängerregierung erwartet. Je nach politischer 
Couleur empfehlen bzw. befürchten die Think Tanks 
eine Öffnung gegenüber dem kommunistischen 
Nachbarstaat. Grundkonsens besteht aber darin, 
dass mit den Regierungswechseln in Washington 
und Havanna Bewegung in die Beziehungen zwi-
schen den USA und Kuba gekommen ist. 
Die US-Kubapolitik als Zeichen des Neuanfangs
In einer Wahlkampfrede vor der Cuban American 
National Foundation am 23. Mai 20083 hatte sich 
Obama für eine „neue Allianz der Amerikas“ aus-
gesprochen, ein Treffen mit Raúl Castro nicht 
grundsätzlich ausgeschlossen und angekündigt, 
im Falle eines Wahlsieges für Reiseerleichterungen 
bei Verwandtenbesuchen in Kuba zu sorgen sowie 
Restriktionen bei den Geldüberweisungen nach 
Kuba abzubauen. Obama sprach sich auf diese Weise 
für eine Politik des Wandels durch Annäherung aus, 
die er als „smart and principled diplomacy“ be-
zeichnet. Eine rasche Aufhebung des US-Embargos 
gegenüber Kuba lehnte er jedoch ab, da er darin ein 
Faustpfand für zukünftige Verhandlungen mit der 
kubanischen Regierung sah.
Nur 11 Monate später, am 13. April 2009, 
kündigte die Regierung Obama als Zeichen der 
Entspannung verschiedene Erleichterungen in 
den Beziehungen mit Kuba an. Damit löste Obama 
3 Siehe <http://my.barackobama.com/page/community/post/samgraham-
felsen/gGCMCY> und das Wahlkampfpapier „Renewing U.S. Leadership 
in the Americas“, online: <http://obama.3cdn.net/85c9392c81570937d6_
lqomvygpq.pdf>.
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nicht nur ein Wahlversprechen ein, sondern setzte 
auch ein Zeichen des Neuanfangs – wenige Tage 
vor Beginn des Gipfels der Amerikas. Obwohl 
Kuba wirtschaftlich nur wenig bedeutsam ist, hat 
der kommunistisch regierte Inselstaat, der sich seit 
über fünf Jahrzehnten dem Einfluss der USA wi-
dersetzt, eine hohe symbolische Bedeutung in der 
gesamten Region. Das Eingeständnis des Scheiterns 
der Kubapolitik durch die USA und die Bereitschaft 
mit der kubanischen Regierung in Gespräche ein-
zutreten wurden als Zeichen des „guten Willens“ 
gegenüber Lateinamerika im Vorfeld des Gipfels 
bewertet.
Die von der Regierung Obama vorgenom-
menen Veränderungen in der Kubapolitik um-
fassen eine Aufhebung aller Beschränkungen für 
Geldüberweisungen und Familienbesuche von 
Exil-Kubanern sowie eine Liberalisierung von 
Geschenksendungen nach Kuba. Zudem wur-
de der Weg für Maßnahmen zur Verbesserung 
der Telekommunikation zwischen den USA und 
Kuba frei gemacht. Die Ankündigung wurde in 
Lateinamerika im Allgemeinen begrüßt und als ein 
Signal des politischen Neuanfangs gegenüber der 
Region gewertet. Zugleich wurde die Erwartung 
ausgesprochen, dass dies erst der erste Schritt hin 
zu einer Normalisierung der Beziehungen sei, dem 
mittelfristig eine Aufhebung des US-Embargos und 
die Rückkehr Kubas in die OAS folgen müssten. 
Die kubanische Regierung und Fidel Castro4 re-
agierten zwar verhalten, aber nicht negativ auf die 
Ankündigung der US-Regierung, kritisierten aller-
dings die Aufrechterhaltung des Embargos. Von 
US-amerikanischer Seite wurden als Vorbedingung 
für eine potenzielle Aufhebung des Embargos die 
Freilassung der politischen Häftlinge auf Kuba 
und Maßnahmen zur demokratischen Öffnung 
benannt. Zumindest aber werde eine dahinge-
hende Geste als Reaktion auf die US-Maßnahmen 
erwartet – so die Botschaft von Präsident Obama 
und Außenministerin Clinton an Kuba, um die 
Verhandlungen am Laufen zu halten. Raúl Castro 
bekundete im Gegenzug seine grundsätzliche 
Bereitschaft zu Gesprächen mit den USA – auch über 
die Themen Menschenrechte, Meinungsfreiheit und 
politische Gefangene, die bislang als ausschließlich 
interne Angelegenheiten betrachtet worden waren. 
4 Siehe Fidel Castro (2009), „Del bloqueo no se dijo una palabra“, online: 
<http://www.granma.co.cu/secciones/ref-fidel/art120.html>.
Brasilien als strategischer Partner der USA
Eine deutliche Aufwertung hat schließlich das 
Verhältnis zwischen den USA und Brasilien erfahren. 
Während beide Staaten auf dem letzten Gipfeltreffen 
der amerikanischen Regierungen in Mar del Plata 
2005 noch sehr entgegengesetzte Interessen ver-
traten, ist Brasilien in den vergangenen Jahren zu 
einem engen und wichtigen Partner der USA in der 
Region aufgestiegen. 
Als erster lateinamerikanischer Staatschef be-
suchte der brasilianische Präsident Lula da Silva am 
14. März 2009 Präsident Obama in Washington, wo-
bei die Energiepolitik im Vordergrund stand. Das 
Treffen, das im Vorfeld der G-20-Verhandlungen 
stattfand, verdeutlichte zum einen, dass Brasilien 
für die USA der zentrale Ansprechpartner in 
Lateinamerika ist. Zum anderen zeigte sich, dass 
die USA eine enge Kooperation im Energiesektor 
anstreben. Dies gilt sowohl für Biokraftstoffe 
(Ethanol und Biodiesel) als auch – aufgrund der 
neu entdeckten Erdölvorkommen in brasilianischen 
Hoheitsgewässern – für fossile Brennstoffe.  
Obwohl ihre Interessendivergenzen in Wirt-
schaftsfragen nach wie vor bestehen, profitieren 
beide Staaten von der strategischen Partnerschaft, 
die bereits unter Präsident Bush etabliert wurde 
(Nolte und Stolte 2007). So hat Brasilien das poli-
tische Vakuum gefüllt, das die abrupte Abwendung 
der USA von der Region nach dem 11. September 
2001 hinterließ und als Führungsmacht einen sta-
bilisierenden Einfluss auf seine südamerikanische 
Nachbarschaft ausgeübt. Die USA erkennen die 
Führungsrolle Brasiliens mehr und mehr an und 
haben in den letzten Jahren versucht, das Land ge-
genüber dem ebenfalls an Einfluss gewinnenden 
Venezuela zu stärken, was dem Streben Brasiliens 
nach internationaler Anerkennung wiederum ent-
gegenkam. Aus Sicht der USA kommt Brasilien ei-
ne zentrale Rolle als Stabilitätsanker in Südamerika 
zu. Die Regierung Obama hofft zudem, dass die 
südamerikanische Führungsmacht auch eine Ver-
mittlerposition im zukünftigen Verhältnis zu den 
ALBA-Staaten einnehmen und ihr so dabei behilf-
lich sein könnte, die Beziehungen zu Lateinamerika 
zu verbessern. 
Auch wenn Brasilien diese Rolle öffentlich von 
sich weist, hat die brasilianische Außenpolitik in 
den letzten Monaten dezent auf eine Versöhnung 
beider Seiten hingearbeitet und versucht, die Kon-
fliktparteien zu Zugeständnissen zu bewegen. 
Während Lula da Silva die USA zu einer Revision 
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ihrer Kubapolitik aufforderte, um ein Zeichen des 
Neubeginns in den US-Lateinamerika-Beziehungen 
zu setzen, versuchte er seinen südamerikanischen 
Amtskollegen Hugo Chávez davon zu überzeugen, 
sich auf einen Dialog mit Washington einzulassen 
und den Konfrontationskurs der vergangenen Jahre 
aufzugeben. Der ungewohnt konziliante Umgang 
des venezolanischen Präsidenten mit Barack Obama 
auf dem Gipfel der Amerikas dürfte nicht zuletzt auf 
das Drängen Brasiliens zurückzuführen sein, das er-
ste Zusammentreffen mit dem neuen US-Präsidenten 
für einen konstruktiven Neuanfang zu nutzen. 
Ausblick
Präsident Obama hat auf dem Gipfeltreffen ohne 
Zweifel viel goodwill unter den lateinamerikanischen 
Regierungschefs erzeugt und große Erwartungen 
hinsichtlich der zukünftigen Beziehungen hervorge-
rufen. Er hat dadurch zu einer Klimaverbesserung 
zwischen den USA und ihren südlichen Nachbarn 
beigetragen. Nun besteht jedoch ein gewisser 
Zugzwang, dass diesen Erwartungen auch entspro-
chen wird. So hat Präsident Obama ein Spiel mit der 
kubanischen Regierung eröffnet, das dieser ermög-
licht, indirekt Druck auf die USA auszuüben. Die la-
teinamerikanischen Regierungen erwarten jetzt eine 
Öffnung gegenüber Kuba. Die Verbündeten Kubas, 
wie Venezuela oder Bolivien, werden das Thema 
immer wieder auf die Agenda setzen. Wer für ein 
potenzielles Scheitern oder Nichtvoranschreiten der 
Gespräche verantwortlich ist, wird Auslegungssache 
sein. 
Die von Lateinamerika geforderte Beendigung 
des US-Embargos gegenüber Kuba liegt jedoch nicht 
in Obamas Hand. Hierfür ist eine Gesetzesänderung 
durch den US-Kongress nötig. Dieser gibt sich bis 
jetzt aber noch ablehnend gegenüber tief greifenden 
Veränderungen in der Kubapolitik. Wenn das Thema 
Kuba im Mai auf der Tagung der Außenminister der 
OAS in Honduras erneut auf die interamerikanische 
Tagesordnung rückt und eine Entscheidung über 
die Rückkehr des Inselstaates in die OAS ansteht, 
werden die USA jedoch Stellung beziehen müssen. 
Auch bei anderen, für die lateinamerikanischen 
Partner wichtigen Themen sind der Regierung 
Obama weitgehend die Hände gebunden. So ist 
aufgrund fehlender Mehrheiten im US-Kongress 
weder eine Reform der Einwanderungsgesetzgebu
ng, noch eine Änderung des Waffenrechtes in Sicht. 
Da rund 90 Prozent der sichergestellten Waffen der 
mexikanischen Drogenmafia aus den USA kom-
men, wäre gerade der letzte Punkt von entschei-
dender Bedeutung für den Nachbarstaat Mexiko, 
wo allein im letzten Jahr über 5.000 Tote im Kampf 
gegen den organisierten Drogenhandel verzeichnet 
wurden. Doch ohne entsprechende Mehrheiten im 
Kongress wird Obama nicht in der Lage sein, sein 
Wahlkampfversprechen umzusetzen, die unter 
Bush aufgehobenen Restriktionen beim Kauf halb-
automatischer Schnellfeuerwaffen wieder gesetz-
lich zu verankern. 
Angesichts dieser internen Hindernisse sind auch 
unter Obama keine substanziellen Veränderungen 
in der Lateinamerikapolitik der USA zu erwar-
ten. Zudem steht die neue US-Regierung mit der 
Bewältigung der Finanzkrise und zwei Kriegen im 
Mittleren Osten vor drängenderen außen- wie in-
nenpolitischen Herausforderungen. Der auf dem 
Gipfeltreffen euphorisch proklamierte „Neuanfang“ 
in den Beziehungen zwischen den Amerikas dürfte 
daher weitgehend symbolischer Natur bleiben. 
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